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Ungerechtfertigtes Geoblocking, das den gleichen Zugang von Verbrauchern zu Online-Waren und -Dienstleistungen in

der gesamten EU verhindert, ist immer noch ein Problem. Dies geht aus einem aktuellen Bericht des Europäischen Rech-

nungshofs (EuRH) hervor (vgl. PM vom 20.1.2025, Sonderbericht 3/2025 über EuRH-Webseite abrufbar). Mit der Geoblo-

cking-Verordnung von 2018 (VO (EU) 2018/302) sollte diese Art von Diskriminierung aufgrund von Staatsangehörigkeit

oder Wohnsitz gestoppt werden. Bei der praktischen Umsetzung in den EU-Ländern hapere es aber noch. Die Prüfer emp-

fehlen, die Durchsetzungsregeln zu verschärfen und einheitlich zu gestalten. Außerdem sollten Kunden besser über mög-

liche Hilfe und Schutz informiert werden. Nach Ansicht des EuRH sollte außerdem eine Ausweitung des Geoblocking-Ver-

bots auf bisher noch nicht abgedeckte Bereiche wie audiovisuelle Dienste geprüft werden. Geoblocking liegt vor, wenn

etwa in einem bestimmten EU-Land tätige Händler den Online-Zugang z. B. über Websites und Apps für Kunden ein-

schränken bzw. ganz sperren, weil diese in einem anderen Land wohnen oder weil die Bedingungen für den Kauf von

Waren oder Dienstleistungen vom Standort des Kunden abhängen. Laut der Geoblocking-VO kann diese Praxis in be-

stimmten Fällen gerechtfertigt sein – z. B., wenn in den EU-Ländern unterschiedliche Gesetze gelten (wie etwa unter-

schiedliche Altersgrenzen für den Kauf von Alkohol) oder wenn ein Händler beschließt, seine Waren nicht an Kunden in

einem anderen EU-Land zu verkaufen. Wenn es aber keine solche Rechtfertigung gibt, verbieten die EU-Vorschriften Händ-

lern, die Waren oder Dienste an Personen mit Wohnsitz in der EU verkaufen, das Geoblocking. Als die Geoblocking-VO

angenommen wurde, seien bestimmte als problematisch eingestufte Bereiche ausgeschlossen worden. Dazu gehörten ins-

besondere audiovisuelle Angebote (z. B. Filmverleih, On-Demand-Plattformen, Radio-/Fernsehangebote usw.). Die EU-Kom-

mission habe mit der Branche Gespräche über die Verfügbarkeit audiovisueller Inhalte und einen breiteren Zugang dazu

geführt. Sie habe jedoch betont, dass Bedarf an weiteren Informationen bestehe, bevor neue Maßnahmen in Betracht

gezogen werden könnten. Da die VO demnächst überarbeitet werden soll, halten die Prüfer es für angebracht, die Vor-

und Nachteile einer möglichen Ausweitung von deren Geltungsbereich zu analysieren.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Begriff der „Wertpapiere“ i. S. d.

Art. 2 Abs. 1 Buchst. a RL 2003/71/EG

Art. 2 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2003/71/

EG des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 4. November 2003 betreffend den Pros-

pekt, der beim öffentlichen Angebot von Wert-

papieren oder bei deren Zulassung zum Han-

del zu veröffentlichen ist, und zur Änderung

der Richtlinie 2001/34/EG in der durch die

Richtlinie 2008/11/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 11. März 2008 ge-

änderten Fassung ist dahin auszulegen, dass

die Aktien einer Gesellschaft, die nur von den

Provinzen und Gemeinden eines Mitgliedstaats

gehalten werden können und deren Übertra-

gung der Genehmigung des Verwaltungsrats

dieser Gesellschaft bedarf, unter den Begriff

der „Wertpapiere“ im Sinne der Richtlinie

2003/71 in der durch die Richtlinie 2008/11

geänderten Fassung fallen, so dass eine Einla-

dung zur Zeichnung solcher Aktien der in

Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2003/71 in der

durch die Richtlinie 2008/11 geänderten Fas-

sung vorgesehenen Verpflichtung zur vorheri-

gen Veröffentlichung eines Prospekts unter-

liegt, sofern die Einzelheiten des Angebots die

Handelbarkeit dieser Wertpapiere zwischen An-

bietern und potenziellen Anlegern nicht un-

möglich machen oder extrem erschweren und

keine der in Art. 3 Abs. 2 und Art. 4 der Richt-

linie 2003/71 in der durch die Richtlinie 2008/

11 geänderten Fassung aufgeführten Ausnah-

men anwendbar ist.

EuGH, Urteil vom 9.1.2024 – C-627/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-193-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Zur Klagebefugnis von Verbraucher-

verbänden bei Investitionen in Finanzpro-

dukte von hohem wirtschaftlichen Wert

Art. 52 Abs. 2 der Richtlinie 2004/39/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

21. April 2004 über Märkte für Finanzinstru-

mente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/

EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richt-

linie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates und zur Aufhebung der Richt-

linie 93/22/EWG des Rates ist dahin auszule-

gen, dass

– er einer nationalen Rechtsprechung entge-

gensteht, die die Klagebefugnis, die der

betreffende Mitgliedstaat Verbraucherverbän-

den zur Wahrnehmung der individuellen Inte-

ressen einer Vielzahl ihrer Mitglieder einge-

räumt hat, Beschränkungen hinsichtlich der fi-

nanziellen Leistungsfähigkeit der Mitglieder,

des wirtschaftlichen Wertes und der Art der Fi-

nanzprodukte, in die die Mitglieder investiert

haben, sowie der Komplexität dieser Produkte

unterwirft;

– er der Berücksichtigung solcher Kriterien bei der

Entscheidung darüber, ob diese Verbände Pro-

zesskostenhilfe erhalten, grundsätzlich nicht

entgegensteht.

EuGH, Urteil vom 16.1.2025 – C-346/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-193-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fristen bei außerordentlicher Kündi-

gungdesAnstellungsvertragsdesGeschäfts-

führers einer GmbH

a) Bei einer außerordentlichen Kündigung des

Anstellungsvertrags des Geschäftsführers einer

Gesellschaft mit beschränkter Haftung aufgrund

vertraglich vereinbarter wichtiger Gründe gilt

die Erklärungsfrist des § 626 Abs. 2 BGB.

b) Auf den Geschäftsführer einer Gesellschaft mit

beschränkter Haftung, der kein Mehrheitsgesell-

schafter ist, sind die zum Nachteil des Geschäfts-

führers grundsätzlich nicht abdingbaren, in

§ 622 Abs. 1 und 2 BGB geregelten Kündigungs-

fristen entsprechend anzuwenden. Dies gilt auch

dann, wenn er Geschäftsführer der Komplemen-

tärin einer GmbH & Co. KG ist und den Anstel-

lungsvertrag unmittelbar mit der Kommanditge-

sellschaft abgeschlossen hat (Abgrenzung zu

BAG, Urteil vom 11. Juni 2020 – 2 AZR 374/19,

BAGE 171, 44).

BGH, Urteil vom 5.11.2024 – II ZR 35/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-193-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zweigliedrige GmbH – Beschlussfas-

sung nach § 46 Nr. 8 GmbHG und Stimm-

verbot

GmbHG § 43 Abs. 2, § 46 Nr. 8

In der zweigliedrigen Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung erübrigt sich eine Beschluss-

fassung nach § 46 Nr. 8 Fall 1 und 2 GmbHG,

wenn nur die Stimmen des den Ersatzanspruch

verfolgenden Gesellschafters wegen eines

Stimmverbots des anderen Gesellschafters zäh-
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